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Freundschaft läßt sich nicht erzwingen
Die „DSF" schadete nur den deutsch-russischen Beziehungen

Es g ib t in der Sowjetzone eine Organisation, der man bei­
zutreten pflegt, wenn man m it der SED und ihren Ablegern 
nichts zu tun haben w ill, sich andererseits aber den so­
genannten »gesellschaftlichen Verpflichtungen“  nicht ganz ent­
ziehen bann: D ie »Gesellschaft fü r deutsch-sowjetische Freund­
schaft“ . Auch sie ist zwar eine kommunistische Organisation, 
ihre Funktionäre werden in direkter L in ie  vom SED-Zentral­
komitee angeleilet, aber man hat es zumindest nicht nötig, in 
Ihr irgendeine A ktiv ität vorzutäuschen. W e il man Antikommu­
nist ist, möchte man sich durch einen kleinen Beitragstribut 
von dem zusätzlichen und m itunter gefährlichen Vorw urf be­
freien, auch noch »antisow jetisch“  eingestellt zu sein.

A u f diese A rt  sind im  Laufe 
der Jahre dreieinhalb M illionen 
Menschen in  die sogenannte 
»D S F “  hineingeraten. Und wenn 
d ie Gesellschaft, von der hier 
d ie Bede ist, in diesen Tagen 
ihren zehnten Jahrestag' m it 
Staatsakten und rühmlichen E r­
wähnungen jener S^-M illionen- 
Zahl begeht, mag sich jedes 
M itg lied  in  Buhe überlegen, 
was d ie Kommunisten der 
deutsch-russischen Freundschaft 
m it dieser Organisation gescha­
det haben.

Der große Trugschluß
Als die Sowjets 1846 eine „Ge­

sellschaft zum Studium der K u l­
tur der Sowjetunion“ gründeten 
und überall entsprechende K lu b­
häuser errichteten, bestand die 
echte Möglichkeit, m it diesen 
Bestrebungen vor allem die In ­
telligenz von positiveren Seiten 
des Sow jetregim es zu überzeu­
gen. Damals bestand eine echte 
Bereitschaft unter den In tellek­
tuellen, mehr über jenes durch 
einen „Eisernen Vorhang“ ge­
trennte Land zu erfahren. Man 
suchte die menschlichen und 
geistigen Faktoren eines R e ­
gimes, das vie le noch nicht zu 
durchschauen vermochten.

D ie sowjetzonalen Kommu­
nisten waren es, die den So­
w jets  den verhängnisvollen 
Trugschluß suggerierten, eine 
solche Gesellschaft müsse als 
politische Organisation auf

„Breitenbasis" operieren. So 
kam es zu jener „Gesellschaft 
fü r deutsch-sowjetische Freund­
schaft“ : Aus einer Gruppe von 
2200 ernstlich am Studium rus­
sischer K u ltur interessierter 
Menschen, wurde eine 3%-M il- 
lionen-Organisation, deren M it­
gliedern  die deutsch-russische 
Freundschaft m it jed er Bei­
tragszahlung verle idet "wird.

Die „Mitgliedswerbung“
Im  Novem ber 1949 wurde der 

erste „Monat der deutsch-sowje­
tischen Freundschaft“ inszeniert. 
D ie  SED veranlaßte ihre in die 
„D S F “ lancierten Funktionäre, 
die Ak tiv itä t der Gesellschaft 
in  die Betriebe zu verlegen. In ­
nerhalb v ier W ochen wurden 
auf diese A rt eine M illion  M it­
glieder „geworben“ . Man stellte 
den Arbeitern  und Angestellten 
staatlicher Betriebe und V er­
waltungen einfach die Suggestiv- 
F rage : »B ist Du fü r oder gegen 
die Freundschaft zur Sow jet­
union?“ M it rigorosesten M it­
teln g ing man gegen, jene vor, 
die sich zu sträuben wagten. 
Innerhalb kürzester Zeit wurde 
die M itgliedschaft in der DSF 
zur Voraussetzung fü r den so­
zialen Aufstieg jed er Art.

Es kam, w ie  es kommen 
mußte. Freundschaft läßt sich 
nicht erzwingen, und schon gar 
nicht m it derartigen Methoden. 
Je mehr Ortsgruppen der DSF 
gebildet wurden, um so gleich­

fö rm iger "wurde das, was die 
Gesellschaft nun zu bieten hatte. 
Sie präsentierte ihren aktiven 
M itgliedern bald nur noch einen 
ideologischen Aufguß des SED- 
Parteiielirjahrs. Es bildete sich 
eine Gruppe von etwa 60 000 
hauptamtlich bezahlten Funktio­
nären, die den E tat der Gesell­
schaft ständig in die Höhe 
schraubten, und die M itg lieder 
begannen m it konstanter R ege l­
mäßigkeit. nach einem halben 
Jahr die Beitragszahlung einzu­
stellen.

Die Säuberung
Diese ungesunden Verhält­

nisse, die selbst das bei kom­
munistischen Organisationen 
gewohnte Maß überstiegen, 
führten im  vergangenen Jahr 
zu jener aufsehenerregenden 
Säuberung, die fast den gesam­
ten Funktionärskörper der D SF 
hinwegfegen sollte. D er inzw i­
schen als Präsident der Gesell­
schaft fungierende Ostberliner 
Verwaltungschef F r itz  Ebert 
(SED) entließ seinen General­
sekretär Grünberg und den g e ­
samten Führungsstab und be­
gann, die Zwangseintreibung 
der M itgliedsbeiträge zu orga­
nisieren. Innerhalb Jahresfrist 
erreichte er die heutige Zahl 
von 3 500 000 nominellen M it­
gliedern, von denen —  m it Aus­
nahme der Funktionäre —  keine 
10 000 mehr echten Anteil an der 
Arbeit der DSF nehmen. In  der 
Bundesrepublik aber,, wo man 
zuletzt immer mehr in  das ille ­
gale Fahrwasser der Sow jet­
spionage geriet, ist die DSE 
verboten und gestorben.

Nun w ill Ebert bis zum N o ­
vember, bis zum 40. Jahrestag 
der Oktoberrevolution, weitere 
250 000 M itglieder werben. N ie ­
mand weiß, w o er sie herneh­
men mag. Aber jeder weiß, 
wem solche genormte Freund­
schaft schaden muß.
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„Besondere  
V erantw ortung"

D T . Fabrikation und Versand 
von Noten wachsen ständig. 
Form  und Inhalt variieren 
kaum noch, und sogar die V er­
packung ist fast schon uniform . 
Moskau aber ist unermüdlich^ 
Es w ill unbedingt das letzte 
W ort haben, nachdem deutsch- 
sowjetische Noten in  eindeuti­
gen  Form ulierungen zu immer 
dem gleichen Them a und in 
genügender Zahl gewechselt 
wurden. Dieses letzte W o|t 
Moskaus aber ist kein neues 
Argum ent oder gar ein Ent­
gegenkommen m it verständnis­
vollem  E ingehen auf die deut­
schen Ansichten, und dieses 
letzte W ort hat auch keine 
schlagende W irkung, sondern 
es ist eine W iederholung des 
längst Bekannten. Das muß 
auch je tz t  w ieder gesagt w er­
den, obgleich der neueste 
Notenwortlaut noch nicht ver­
öffentlicht wurde.

D ie  sowjetische Atom -Droh- 
note vom  27. A pril erfuhr be­
kanntlich eine energische Zu­
rückweisung am 25. Mai durch 
Bonn. Jetzt, nach dem bereits 
üblichen zeitlichen Zwischen­
raum von v ie r  Wochen, kommt 
nun aus Moskau die Antw ort 
auf die Antwort. D iesmal — 
und das scheint in  erster Über­
sicht das einzig Besondere zu 
sein —  haben sich die Sow jets 
nach den üblichen W ieder­
holungen ihrer Drohungen und 
Eingriffsversuche in die Bun­
deswahlen au f einen Satz der 
deutschen N ote verbissen, in 
dem es die Bundesregierung ab- 
lelm t, einer „frem den Macht“ 
(UdSSR) Rechenschaft abzu­
legen. D ie so demonstrativ vor­
getragene volle Souveränität des 
Bundes w ird  nun von Moskau 
m it der Bemerkung in F rage  
gestellt, daß die v ier Groß­
mächte eine „besondere Verant­
w ortung“ fü r Deutschland tra­
gen, solange kein Friedensver- 
trag  besteht. Diese Verantwor­
tung besteht in der Tat, und 
es ist sehr richtig, daß Moskau 
sich endlich und ausdrücklich 
w ieder einmal zu ihr bekennt. 
Aber sie besteht in der V er­
pflichtung, die Spaltung des 
Bandes zu beseitigen, um da­
m it tatsächlich die unbedingte

und primäre Voraussetzung für 
jeden  Friedensvertrag zu schaf­
fen. Die. „besondere Verantwor­
tung“  der Sow jets w ie  auch der 
übrigen  Großmächte kann aber 
nicht darin bestehen, sich nach 
Gutdünken in  deutsche Angele­
genheiten einzuschalten, wann 
und w o es einem immer paßt.

Besondere Verantwortung ist 
keine allgem eine Einmischung! 
Sich in  das natürliche deutsche 
Sicherheitsbedürfnis einzu­
mischen, w as sowjetischerseits 
immer w ieder versucht w ird, 
hat m it Verantwortung fü r Ge­
samtdeutschland nichts zu tun. 
Solange die deutsche Lösung, 
fü r  die Sowjetrußland zugege­
benermaßen m itverantwortlich 
ist, nicht herbeigeführt ist, ja  
gerade w egen des sowjetischen 
W iderstandes nicht herbeige­
führt werden kann, verm ag 
M oskau auch nicht m it dem 
Schein eines Rechtes die R o lle 
des Schulmeisters in  'W es t­
deutschland zu übernehmen. W o  
Moskau von seiner „besonderen 
Verantwortung“ Gebrauch
machen müßte und sollte, ver­
zichtet es großzügig, indem es 
diese Verantwortung auf Bonn 
und Pankow  übertragen möchte 
—  damit dann gesamtdeutsche 
Gespräche m it U lbricht schei­
tern  und Moskau sich fre i füh­
len könnte von der P flich t, die 
von  seiner Verantwortung ge ­
genüber Deutschland nicht zu 
trennen is t: die W iederverein i­
gung herbeizuführen. Immerhin 
ist die sowjetische Betonung, 
eine besondere Verantwortung 
gegenüber Deutschland zu tra ­
gen, auch eine gew isse Erm uti­
gung insofern, als es jetzt dar­
auf ankommen w ird , die somit 
von Moskau neu angesprochene 
Deutschland-Verantwortung der 
v ie r  Großmächte zu aktivieren, 
damit man zu Ergebnissen 
kommt, die ja  überhaupt nur 
auf dieser Basis zu erzielen sind.

Der W ahlim m pf
D T. Niemand w ird  m it Sicher­

heit sagen können, wann denn 
eigentlich der W ahlkam pf in 
der Bundesrepublik begonnen 
hat. Jedenfalls hat er zu früh 
begonnen, vie l zu früh. Die 
W ahlkam pfexperten der P a r ­
teien, ihre Nur-Redner, P o le­
m iker, D iskutierer und A gita ­
toren haben den nüchternen 
politischen Arbeitern längst den 
Rang abgelaufen. Das ist vor 
allem  in den unteren Regionen

der Parteiorganisationen festzu­
stellen. Oben, an den Spitzen, 
sieht es anders aus; dort sind 
die Fachexperten identisch m it 
den propagandistischen Zug­
nummern. Bei der „o ffiz ie llen “ 
W ahlkampferöffnung der SPD 
vor zwei W ochen in  Dortmund 
wurde das sehr deutlich und 
mußte am vergangenen Sonntag 
an gleichem Ort noch deutlicher 
festgestellt werden bei der 
ebenfalls „o ffiz ie llen “ W ahl­
kampferöffnung der CDU.

Diese, die Regierungs- und 
Kanzlerpartei, besitzt ihre be­
sondere Überzeugungskraft, w eil 
sie nach achtjährigem  Regieren 
etwas vorzuvreisen hat, also 
gleichzeitig klare Bilanz ziehen 
kann m it unbestreitbaren E r­
fo lgen, —■ wenn auch die Oppo­
sition versucht, das Noch-Nicht- 
Erreichte als so wesentlich hin­
zustellen, daß demgegenüber 
alles Erreichte w ie ein Nichts 
sei. Und hieraus ergeben sich 
(zwar sehr vereinfacht, was 
aber durchaus der oftmals 
geradezu schrecklichen Verein ­
fachung der Wahlkam pftaktiken 
entspricht) die beiden Pole, 
zwischen denen sich der W ähler 
entscheiden muß. Diese beiden 
Po le  enthalten natürlich auch 
die zahlreichen Gegensätze zw i­
schen SPD und CDU in den 
verschiedenen politischen T e il­
fragen. Aber jenseits a ller ech­
ten w ie konstruierten Meinungs­
verschiedenheiten geht es bei 
der-W ah l nicht zuletzt um die 
Entscheidung, entweder fü r die 
Fortsetzung einer seit 1949 be­
kannten, erwiesenen, erprobten 
politischen L in ie  unter Führung 
der CDU, oder fü r den Beginn 
einer unbekannten, unerwiese- 
nen und unerprobten politischen 
L in ie  unter Führung der SPD. 
Denn diese würde als bisherige 
Oppositionspartei die alte R e ­
gierungslinie nicht fortsetzen 
können, sie würde zu etwas 
Neuem gezwungen sein. Und 
hinter diesem Neuen würde das 
politische Experiment stehen, 
wenn es nicht gar damit iden­
tisch wäre.

In  der Ta t ist bei der noch 
unentschiedenen Wählermasse — 
die aber fü r die kommende'’’R e ­
gierung entscheidend sein 
dürfte — die Wahlentscheidung 
nicht allein eine Sache der 
nüchternen Überlegung, sondern 
auch des Temperaments, der 
persönlichen Veranlagung. Eine 

(Fortsetzung auf Seite 7)



Jugendschutzgesetz verabschiedet
Einschränkende Bestimmungen —- Spielbaüen-Yerbot

Lieber Leser!
W ir  -wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Beser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E . Eegn i 
Berlin-Teinpelhof 1 

M anfred-v.-Riehthofen-Str. 2, I I

F a lls  Sie den kleinen TA Ö  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Heuss eröffne i INTESBAU
Berlin  (Eigenbericht). A u f der 

Gartenterrasse des Schlosses 
Bellevue im  T iergarten  w ird  
Bundespräsidenfe Heuss am
6. Juli die Internationale Bau­
ausstellung 1957 eröffnen. D ie 
„Interbau“ w ird  die größte 
Schau in Berlin  seit der Ge­
w erbe - Ausstellung von 1886 
sein.

Im  Mittelpunkt steht der 
W iederaufbau des Hansavier­
tels nach modernen städtebau­
lichen Gesichtspunkten.

Bonn (Eigenmeldung). Der 
Bundestag hat fast einstimmig 
ein neues Jugendschutzgesetz 
beschlossen, das eine Reihe 
wes entlieher Einsehränkun ge n 
bringt. Eine Bestimmung, die 
besonders fü r Berlin wichtig, 
werden w ird , regelt, daß K in ­
der und Jugendliche bis zu 
18 Jahren sieh nicht mehr in  
öffentlichen Spielhallen oder in  
ähnlichen Räumen, wo Spiel­
geräte auf gestellt sind, auf- 
halten oder an Glücksspielen 
teilnelimen dürfen.

Nach dem Gesetz dürfen vor 
allem  F ilm e, die lediglich fü r 
Erwachsene freigegeben sind, 
in  Zukunft nur noch von Ju­
gendlichen ab 18 Jahre besucht 
werden. B isher waren a lle 
F ilm e fü r Jugendliche ab 
16 Jahre fre i. K in der unter 
6 Jahren sind künftig  über­

* W ien  (A P ). Der Sender Buda­
pest hat die H inrichtung von 
v ier ungarischen F reiheits­
kämpfern, darunter der 25jäh ­
rigen  Studentin Ilona Toth, 
bekanntgegeben. D ie Zahl der 
o ffiziell zugegebenen H inrich­
tungen in Ungarn hat sich da­
m it auf 45 erhöht.

In  Budapest tagt inzwischen 
der Kongreß der „Ungarischen 
Sozialistischen Arbeiterpartei“ . 
E ine Änderung des Pa rte i­
status, die von Staatsminister

haupt vom  Kinobesuch aus­
geschlossen. D ie F ilm selbst­
kontrolle leg t fest, ob ein F ilm  
von K indern und Jugendlichen 
ab 6, 12 oder 16 Jahre besucht 
werden darf.

Das Gesetz, dessen B illigung 
im  Bundesrat als sicher an­
genommen w ird , verbietet fe r ­
ner die Abgabe alkoholischer 
Getränke an K in der bis zu 
14 Jahren „zum eigenen Ge­
nuß“.

An Öffentlichen Tanzveranstal­
tungen sollen K inder und Ju­
gendliche bis zu 16 Jahren 
überhaupt nicht mehr teilneh­
men dürfen. Von 16 Jahren an 
darf die Anwesenheit bei sol­
chen Veranstaltungen nur bis 
24 Uhr gestattet werden, je ­
doch ab 22 U hr nur noch in 
Begleitung eines Erziehungs­
berechtigten.

Marosan bekanntgegeben wurde, 
sieht vor, daß die Parte im it­
g lieder in Zukunft auch aus 
eigener In itia tive  ihren Aus­
tritt aus der K P  erklären kön­
nen. Bisher w ar nur ein Aus­
schluß durch die Parteiführung 
möglich. W eiterh in  soll in Zu­
kunft den Parteim itgliedern ge ­
stattet sein, „K r it ik  an Pa rte i­
beschlüssen zu äußern und ihre 
Bedenken der Parteiführung 
zuzuleiten“ .

E in  Sprecher des ungarischen 
Außenministeriums sprach den 
ungarischen Arbeiterräten, die 
während des Volksaufstandes 
ins Leben gerufen worden 
waren, die Existenzberechti­
gung ab. M it der Behauptung, 
sie seien mehr politische als 
w irtschaftliche Einrichtungen, 
begründete der Sprecher seine 
Forderung nach Übernahme der 
Funktionen der restlichen A r ­
beiterräte durch die staatlichen 
Gewerkschaften. Zur Einfüh­
rung der Rede- und Presse­
fre iheit in China sagte der 
Regierungssprecher auf einer 
Pressekonferenz, selbst der 
chinesische Staatschef Mao Tse 
Tung habe vor einer mecha­
nischen Nachahmung des chine­
sischen Beispiels gewarnt.

H-Bombe ohne Radioaktivität
Ankündigung Eisen howers

W ashington (AP/D PA). P räs i­
dent Eisenhower teilte auf 
seiner Pressekonferenz mit, daß 
amerikanische Wissenschaftler 
in  etwa v ier b is fün f Jahren 
eine W asserstoffbombe ent­
w ickelt haben werden, deren 
Explosion m it keinerlei radio­
aktiven N iederschlägen mehr 
verbunden ist. Diese W affe 
würde dann den Einsatz gegen 
begrenzte Ziele erlauben und 
nicht mehr ein „M ittel zur un­
kontrollierbaren Vernichtung“ 
durch Radioaktivität sein.

Bereits je tzt haben die USA 
eine zu 95 Prozent „saubere“

— Kein Abzug aus Europa
Wasserstoffbombe.

D er Präsident bestätigte fe r ­
ner die M itteilung von Außen­
minister Dulles, daß die ame­
rikanischen Truppen in Übersee 
im  Rahmen ihrer „Umrüstung“
— d. h. Umstellung auf A tom ­
waffen —  verringert werden. 
E r betonte aber, daß ein Abzug 
amerikanischer Einheiten aus 
dem NATO-Raum  nicht beab­
sichtigt sei und derzeit auch 
keine definitiven Pläne fü r 
einen Abzug an anderer Stelle
— Japan ausgenommen — be­
stehen.

Kadar läßt weiter hinrieilten
Aber Ungarns KP sprich! von Freiheit der Kritik



Sie widersprechen 
sich...

„In  einigen Ländern set­
zen die A nstifter und An­
hänger des kalten Krieges 
alles daran, die Teilnahme 
der Jugend an den W e lt­
festspielen (in Moskau. D. 
Red .) zu verhindern . . . 
A ber die Gedanken sind 
fre i, und es nimmt ein 
schlechtes Ende, wenn man 
versucht, die Jugend ein­
zusperren. D ie Jugend, der 
die Zukunft der W e lt ge­
hört, w ill alles m it eigenen 
Augen und nicht durch 
fremde GreisenbFillen sehen! 
Natürlich können auch junge 
Menschen verschiedener M ei­
nung sein, aber es ist zw ei­
fe llos das beste, diese Dinge 
in offenem Gespräch am 
runden Tisch klarzustellen 
und zu bereinigen . . .  In  
vielleicht hitzigen, aber be­
stimmt offenen Diskussio­
nen werden w ir  einander 
besser kennen- und ver­
stehen lernen.“

Zitat aus der in Moskau 
erscheinenden Zeitschrift 
„Sow jetunion“ (N r. 5/1957). 
Diese Sätze seien denen ins 
Stammbuch geschrieben, die 
über 650 000 Studenten und 
Oberschülern der Sow jet­
zone das rigorose Reisever­
bot nach dem Westen ihres 
Vaterlandes verhängt haben.

Sicherheit ist Vorbedingung
Gerstenmaier über Deutschland*Fragen

Berlin  (DPA/Eigenm eldung). Bundestagspräsident D r. Ger­
stenmaier bezeichnete im  überfüllten Auditorium  maximnm 
der Berliner Freien  Universität die Nordatlantisch© V erteid i­
gungsorganisation als „Ersatz fü r das einstweilig gescheiterte 
Sicherheitssystem der Vereinten Nationen“ .

In  einem ausführlichen R e fe ­
rat über innen- und außenpoli­
tische F ragen  stellte der Bun­
destagspräsident m it Nachdruck 
fest, daß die N ATO -M itg lied- 
schaft des wiedervereinten 
Deutschlands heute nicht gefor­
dert sei und auch nicht ge fo r­
dert werden sollte. Das be­
deute, daß sich das vereinte 
Deutschland grundsätzlich fre i 
und offen auch fü r einen ande­
ren militärischen Status ent­
scheiden könne. „E r  kann an­
ders aussehen als unser gegen­
w ärtiger NATO-Status, aber er

muß unter allen Umständen 
Deutschlands Sicherheit garan­
tieren und Deutschland als 
ganzem die Freiheit lassen, 
seine innere und äußere P o li­
tik  in Übereinstimmung m it der 
Charta der Vereinten Nationen 
zu gestalten.

Zu dem deutsch-sowjetischen 
Verhältnis sagte Gerstenmaier, 
die gesunde Entwicklung der 
Beziehungen sei bedauerlicher­
weise auf das schwerste durch 
die immer erneute Zumutung 
der Anerkennung der Sow jet- 
zonen-Regierung belastet»

Peking soll Abrüstung unterzeichnen
Eine Forderung der Commonwealth-Konferenz

London (AP/D PA ). D ie zehn 
Regierungschefs der Common­
w ealth-Länder haben auf ihrer 
Konferenz in London einmütig 
die Auffassung vertreten, daß 
Rotchina als mögliche künftige 
Atomm'acht a lle Abrüstungsab­
kommen zwischen Ost und W est 
m it unterzeichnen sollte. Jedes 
weltumspannende Abrüstungs­
abkommen würde bedeutungslos 
bleiben, wenn nicht auch die 
Volksrepublik China zur Ein-

Reiseverbot gilt auch für die Schweiz
„Nicht weniger gefährlich als NATO-Länder“

Berlin (D PA ). D ie vom So­
w jetzonen - Staatssekretär für 
Hochschulwesen über die Stu­
denten verhängten Reisebe­
schränkungen gelten auch für 
Reisen in die Schweiz. Dies

Fuellsack gestorben
Berlin (Eigenmeldung). Der 

Senatsdirektor fü r Finanzen, 
Pau l Fuellsack, ist am Sonn­
abendmittag nach längerem 
Leiden im A lter von 64 Jahren 
plötzlich gestorben. Fuellsack 
war seit 1945 in den Verwal­
tungen für Ernährung, W irt­
schaft und Finanzen an leiten­
der Stelle, u. a. als Stadtrat, 
tätig-.

teilte der P rorektor fü r Stu- 
dien-Angelegenheiten der Ernst- 
Moritz-Arndt-Universität Greifs­
wald, Eberhard Zschiesehang 
(SED), Studenten der Theo­
logischen Fakultät der U n i­
versität mit, die auf Einladung 
einer Schweizer evangelischen 
Organisation in diesen Tagen 
in die Schweiz reisen wollten. 
Zur Begründung erklärte der 
Prorektor, daß die „Spionage- 
Organisationen a ller westlichen 
Länder ihre Agenturen in der 
Schweiz unterhalten und die 
Gefährdung der Studenten der 
D D R  in der Schweiz daher 
nicht weniger gering ist als in 
irgendeinem N ATO -Lan d“.

haltung der Abrüstungsbestim­
mungen verpflichtet würde.

W ie  Gewährsleute aus dem 
Konferenzsaal berichten, er­
kannten die Teilnehmer aber 
allgem ein die Schwierigkeiten 
an, die fü r die U SA entstehen 
würden, wenn gegenw ärtig  ein 
o ffiz ie ller Vorschlag fü r eine 
Beteiligung Chinas an einem 
Abrüstungsabkommen gemacht 
würde. Von den zehn an der 
Konferenz vertretenen Ländern 
haben Großbritannien, Indien, 
Ceylon und Pakistan Rotchina 
diplomatisch anerkannt. Der 
neugebildete Negerstaat Ghana 
w ird  voraussichtlich in Kürze 
das gleiche tun. Australien, 
Neuseeland. Kanada, Südafrika 
und die zentralafrikanische F ö ­
deration haben dagegen bisher 
ebenso w ie  die USA die An­
erkennung Pekings abgelehnt.

A u f der Commonwealth-Kon­
ferenz, die ausschließlich dem 
Abrüstungsprogramm gewidm et 
war, setzte sich, w ie verlautet, 
der indische M inisterpräsident 
Nehru energisch dafür ein, daß 
die U SA und Großbritannien 
m it der Sowjetunion ein , A b ­
kommen über die Beendigung 
der Atomwaffenversuche ab­
schließen. Nehru betonte, daß 
dies den ersten Schritt fü r ein 
allgemeines Abrüstungsabkom­
men darstellen würde.



So sind sie teirklidti

Rückkehr zum „Proletkult?4*
In zahlreichen SED-Zeitungen,- 

unter anderem in  der lite- 
rarisch-akzentuierten „W e lt­
bühne“ , tauchten dieser Tage 
urplötzlich A rtike l und Leser-* 
brie fe auf, in der ein come-back 
des Barrikadensängers Ernst 
Busch gefordert wurde. Ernst 
Busch, der seit Jahren zum En­
semble des Ostberliner Deut­
schen und Schiffbauerdamm- 
Theaters gehört, so lle sich auf 
seine revolutionäre Vergangen­
heit besinnen und den alten 
„Pro le tku lt“  restaurieren: M it 
Spanienliedern und den Songs 
aus der Kam pfzeit der zwan­
ziger Jahre.

Um es kurz zu machen: Dia 
Kampagne ist gelenkt, und die 
SED versucht m it ihrer H ilfe  
einen Mann umzustimmen, der 
fü r sich die „Revolution“ von 
der Tagesordnung abgesetzt hat 
und sich auf die fre iere Bühna 
des klassischen Schauspiels zu­
rückgezogen hat. F ü r die SED 
aber w äre es bittere Notwen­
d igkeit gewesen, diesen Mann 
aus jenem Verzicht herauszu­
reißen. Sie, die erst vor wenigen 
Monaten den alten kommunisti­
schen „Proletku lt“  aus der pro­
letarischen Mottenkiste zu holen 
begann, möchte m it Männern 
w ie Ernst Busch neues Leben in 
das erstarrende Parteigefüga 
bringen. Denn w er „revolutio­
näre Stimmung" vortäuschen 
möchte, braucht dazu in erster 
L in ie  echte Revolutionäre. Und 
die sind in  der SED am aller­
wenigsten zu finden . . ,

Steht im Broekhaus
W er aber ist Ernst Busch? 

W ir  finden ihn im Ost-Brock- 
haus auf Seite 284: . . geb.
22. Januar 1900, beliebter A r ­
beitersänger und hervorragen­
der Schauspieler, M itg lied  der 
Deutschen Akadem ie der Kün­
ste . . In  Tondern, Schleswig- 
Holstein, wurde Busch als Sohn 
eines Maurers geboren. Er 
selbst kam als junger W erft­
arbeiter zu den Laienkunst­
gruppen der Sozialistischen A r­
beiterjugend, wurde von einem 
K ie ler  Intendanten entdeckt und

ERNST BUSCH

genoß so als Zwanzigjähriger 
klassischen Schauspielunterricht.

Aber er brannte durch, vaga­
bundierte durch halb Europa 
und fand schließlich M itte der 
zwanziger Jahre nach Berlin» 
w o  ihn das politische und un­
politische Kabarett gefangen 
nahm. Durch den „D reigro- 
schenoper“ -F ilm  -wurde er über 
Nacht berühmt, er arbeitete 
unter Robitschek im  „K adeK o“ 
und unter Finck in der „K a ta ­
kombe“ . 1931 lernte er die heute 
als Eva Busch bekannte Tu ­
cholsky-Interpretin Eva Zim­
mermann kennen, die Ehe g ing 
später durch Em igrations- und 
K riegsw irren  auseinander.

War nicht In der KPD
Durch seine Freundschaft m it 

Thälmann ist Busch a ls ’ „alter 
Kommunist“ bekannt. Tatsäch­
lich war. er niemals, in der W e i­
marer K P D . ■ V or den - Nazis 
flüchtete er nach Holland und 
Frankreich, kämpfte in Spanien 
als Internationaler B rigadier 
und wurde schließlich aus der 
französischen Internierung an 
dis Gestapo ausgeliefert. D ie 
Kommunisten rührten keinen 
F in ger  für ihn, bei oirv>m Luft-,

angriff auf das M oabiter 
fängnis wurde er durch eine 
Gesichtslähmung schwer ver­
letzt.

Nach 1045 entsann man sich 
des Mannes, der vor 1933 auf 
unzähligen Parteiversammlun­
gen seine zündenden Brecht- 
und Tucholsky-Lieder sang. D ie 
ersten Schallplatten, die in. der 
Sow jetzone' erschienen, waren 
von Ernst Busch. Man brachte 
ihn dazu, nunmehr in die K P D  
und später in  die SED einzutre­
ten. Seine Freundschaft zu Sm i- 
grations- und Spanienkam era- 
den w ie  Dahlem und Rau mag 
den Ausschlag gegeben haben. 
Denn Busch w ar im  tiefsten In ­
nern Kommunist, und gerade 
darum hatte er, der die K P -  
In trigen  aus der Zeit Thälmanns 
besser als mancher andere 
kannte, damals nie den W eg  
zur K P  gefunden. Es wäre 
falsch, ihm zu unterstellen, er 
habe aus Parteigründen — um 
sein bürgerliches Ansehen zu 
erhöhen —  diesen Schritt nicht 
getan. Thälmann hatte ihn oft 
genug darum gebeten, aber 
Busch w ar zu frei, um organ i­
sierter „Komm unist“ zu sein.

Kein Talent zum Funktionär
Die SED machte ihn dennoch 

zum D irektor des Schallplatten­
verlages „L ied  der Zeit“ . Aber 
Busch hatte kein Talent zum 
Funktionär. A ls die große Säu­
berung unter den „W estem igran­
ten“ begann, zog er sich, immer 
mehr von der Parte i zurück. 
Heute w ill er nur noch dem 
Schauspiel leben. N icht einmal 
die „Matrosen von Cattaro“ ver­
mag er überzeugend zu spi.elen, 
er flüchtet in  die Vergangenheit 
—  zu Galileo Galilei . . .  .

Jene aber, die ihhv* w eil sie 
ihn als aufrechten Mann-mögen, 
nun gleichfalls rufen, sollten 
bedenken, daß dieser. Mahn 
vielleicht gar nicht mehr an 
alte Zeiten erinnert werden 
mag. An Zeiten, wo man noch 
Kommunist sein konnte, ohne 
sich dessen wegen seiner A rt­
genossen schämen zu müssen..



Die Rache des Staatssekretärs
Girnus verschickt seine ersten „Gestellungsbefehle“

In  diesen Tagen erhalten jene Obcrsciiiiler, die ihre Im ma­
trikulation fü r das kommende Studienjahr beantragt haben, 
vielfach ein kurzgefaßtes Schreiben des sowjetzonalen Staats- 
Sekretariats fü r Hochschulwesen, in dem es heißt: „ Ih re  Im ­

matrikulation ist fü r das Studienjahr 1958/59 vorgemerkt. Vor­
aussetzung ist, daß Sie sich am 19. August 1957 im  VEI5 . . .  
(oder in der L P G  . .  .) einfinden, um dort bis zum 23. August 
1958 Ih r  praktisches Jahr abzuleisten!“  In  allen Fällen  w ird 
der Name eines zumeist gar nicht am Ort liegenden Staats­
betriebes oder Staatsgutes bzw. einer Produktionsgenossen­
schaft angegeben.

D ie Mehrzahl der überrum­
pelten Oberschüler entdeckt 
erst an zw eiter Stelle, daß die 
A rt  des zugewiesenen Betrie­
bes überhaupt nicht m it dem 
beabsichtigten Studium zu ver­
einbaren ist. Man scheint es 
ganz im  Gegenteil darauf an­
ge legt zu haben, die künftigen 
Studenten in möglichst abartige 
Beru fszw eige zu vermitteln. 
K ü n ftige  Philosophen kommen 
in  die Landwirtschaft, V eteri­
närmediziner in den Schwer­
maschinenbau und Ingenieure 
in  ein Braunkohlenwerk. A lle  
werden in  den ihnen zugew ie­
senen Betrieben als eine A rt 
H ilfsarbeiter zum Tariflohn  der 
beiden untersten Klassen ein­
geste llt und haben keine M ög­
lichkeit, gegen  diesen Ent­
scheid zu protestieren.

Arge Enttäuschung
Nun war immerhin bekannt, 

daß das Staatssekretariat ein 
derartiges P flich tjah r einzufüh­
ren beabsichtige und man 
wußte auch um den besonderen 
Haß, den Staatssekretär Dr. 
W ilhelm  Girnus —  ein ehemali­
g e r  Oberschullehrer und später 
in  der Parte i avancierter K u l­
turfunktionär —  den um ihr 
Selbstbestimmungsrecht kämp­
fenden sowjetzonalen Studenten 
entgegenbrachte. Dennoch gab 
es a rge Enttäuschung bei den 
Betroffenen, die vie le vom be­
absichtigten Studium abhalten 
w ird.

Selbst kommunistische Funk­
tionäre und Journalisten w ie 
der SED-Schriftsteller Stefan 
H eym  haben versucht, Girnus 
von dieser Zwangslösung abzu­
bringen. M it allen erdenklichen 
Argumenten versuchte man, die 
Unsinnigkeit dieser Maßnahme 
klarzulegen und den Zwangs­
einsatz der Immatrikulations- 
Anwärter wenigstens in berufs­
gerechte Bahnen zu lenken.

Girnus lehnte a lle Vorschläge 
ab und befahl vorerst für 
35 Prozen t a ller ein Studium 
beantragenden Oberschüler die­
ses unsinnige Pflichtarbeitsjahr.

E ingeweihte Kre ise sind sich 
vö llig  darüber im  klaren, daß 
es sich um einen simplen Rache­
akt gegen die politisch opponie­
renden sowjetzonalen Ober­
schüler und um eine drastische 
W arnung an a lle rebellierenden 
Studenten handelt. N icht um­
sonst hat Girnus unmißver­
ständlich erklärt, daß die SED 
und ih r Hochschul-Staatssekre- 
tariat jeden Studenten, der 
künftig  gegen den Staat auf-

S S D, herhören l
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung1 des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. übrigens 
w ird  er auch dort geru 
gelesen.
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trete, erbarmungslos exmatriku­
lieren  und zur Bewährung in 
d ie Produktion schicken werde. 
Girnus geht in diesem Punkt 
m it U lbricht konform, der sei­
nem Staatssekretär vö llig  fre ie 
Hand zu lassen scheint.

Keine Garantie für 1958!
A u f eines muß aber noch hin­

gew iesen werden: W er  am kom­
menden 19. August das von der 
SED verfügte Zwangsarbeits­
jahr beginnt, besitzt noch lange 
keinen Garantieschein, daß er 
im  September 1958 auch w irk ­
lich ein Hochschulstudium be­
ginnen darf. Girnus hat dies 
erst am letzten Wochenende 
ausdrücklich in einem In ter­
v iew  m it der kommunistischen 
„Berliner Zeitung" unterstrichen. 
D ie  künftigen Studenten, so 
sagte er, dürften in  den fü r 
den Arbeitseinsatz bestimmten 
Staatsbetrieben kein „Verhalten 
an den T a g  legen, das schwere 
charakterliche M ängel offenbart 
oder gemeinschaftsfeindlich ist".

Das heißt, in  die deutsche 
Umgangssprache übersetzt: Je­
der im Arbeitseinsatz befindliche 
Studienanwärter unterliegt in 
diesem Pflicht jahr einer beson­
deren politischen Kontro lle  
durch die Betriebs-, Parte i- und 
Gewerkschaftsorgane. Nicht 
seine Arbeitsleistung, sondern 
seine politische H altung w ird

entscheidend sein. E rst im  Be­
trieb  hat die SED die M öglich­
keit, den aus der schulischen 
Gemeinschaft gelösten Studien­
aspiranten unter absolute poli­
tische Kontro lle zu nehmen. 
D ie  SED-Betriebsparteileitun- 
gen sind verpflichtet, über je ­
den künftigen Studenten einen 
sogenannten Kaderbogen anzu­
legen, in dem eine ausführliche 
politische Beurteilung erfolgt. 
D ieser Kaderbogen geht drei 
Monate vor Beendigung des 
Pflichtjahres an das Staatssekre­
tariat zurück, w o nun über die 
Zulassung des Betreffenden ent­
schieden wird.

W as die meisten nicht w issen : 
Girnus ließ, um den E r fo lg  sei­
ner Aktion  zu sichern, in  die­
sem Jahr rund 30 Prozent mehr 
Studienbewerber registrieren, 
als überhaupt Studienplätze 
vorhanden sind. Im  nächsten 
Jahr soll es wiederum so ge- 
handhabt werden. A u f dies'e Art 
m ag sich jeder ausrechnen, w ie 
groß die Chance ist, die ihm die 
SED an den Universitäten be­
läßt!



„Noch so 'ne Hiizewelle, und wir 
können uns Goldbuchsiaben leisten, 

Herr Direktor!'' Konzert aui der „Sialinoigel"

Der Wahlkampf
Fortsetzung von Seite 2

ausgeglichene, konservative 
Grundhaltung kann und w ird  
so manchem parteipolitisch Un­
entschiedenen den Ausschlag 
geben w ie  andererseits auch 
jene revolutionär anmutende 
Haltung, die unbedingt einen 
neuen Kurs steuern w ill. V or­
sicht und Unvorsichtigkeit, Ge­
duld und Ungeduld, Zufrieden­
heit und Unzufriedenheit —  das 
alles sind auch wahlbestim ­
mende Faktoren jenseits eines 
politischen Kalküls.

Es sind dies übrigens Fak to­
ren, die ganz bewußt vom 
Gegner der westdeutschen D e­
mokratie in Rechnung gestellt 
werden. So beweist eine Rede 
Ulbrichts vor dem Parte itag  der 
verbotenen K P D  irgendwo in 
der Zone, w ie sehr die SED auf 
das Neue und Unruhige nach 
einem eventuellen sozialistischen 
Wahlsieg hofft. Dann nämlich,

so sagt Ulbricht, sei die „Sache 
noch nicht in  Butter“ , dann 
müsse der „K am pf erst recht 
geführt“  werden, damit sich 
eine w irk liche Änderung des 
bisherigen Regierungskurses in 
Bonn vollzieht, w ofür ihm die 
je tz ige  SPD-Führung keine Ge­
währ bietet. Und um diese Zeit 
im  Sinne der SED vorzuberei­
ten, fo rdert er schon je tz t die 
illega le K P D  auf, in  W est­
deutschland „anzugreifen und 
den K am pf aufzunehmen“ gegen 
die dortigen Methoden. Ganz 
abgesehen davon, daß dies eine 
grobe Provokation ist und die 
Aufputschung der verbotenen 
K P D  gegen das westdeutsche 
Staatswesen einen bisher kaum 
dagewesenen Ü bergriffs Pan­
kows in die Angelegenheit der 
Bundesrepublik bedeutet, zeigt 
sich hier das W ahlkam pf-Inter­
esse des gemeinsamen Gegners 
in vö llig  demaskierter Deut­
lichkeit.

Den Parteien w ie auch den 
W äh ler sollte das erneut zu 
denken geben, zumal sich der 
W ahlkam pf ganz besonders in  
außenpolitischen Gefilden ab­
spielt, wo es um die Sicherheit 
geht und um das Gesamtschick­
sal Deutschlands schlechthin. 
A u f Parteiprogram m e, vo rge­
tragen in  der Atmosphäre des 
Wahlkampfes, w ird  nicht v ie l 
gegeben. Bezeichnenderweise 
berichteten die westdeutschen 
B lätter von der sonntäglichen 
CDU-Tagung w en iger über die 
dort in  der sogenannten Star- 
Parade vorgestellten  E rfo lgs­
m inister der Pa rte i („Adenauer 
steht nicht a llein“), dafür aber 
um so mehr über den Pa rte i­
vorsitzenden, oder genauer: 
über den Bundeskanzler als den 
Inspirator und den Hauptver­
antwortlichen der vergangenen 
und gegenwärtigen Po litik . Und 
das w ird  sich, so oder so, auf 
die Massen der noch Unent­
schiedenen auswirken. Mehr als 
Versprechungen und Beteu§» 
rangen..



BILDER DER WOCHE: Oben: Den „Goldenen Bären“, den ersten Preis der diesjäh­
rigen Berliner Filmfestspiele, erhielt der amerikanische Streifen „Die zwölf Geschwo­
renen". Rechts: der Vertreter des Hauptdarstellers, der den Preis in Empfang nahm. —. 
Unten: U-Bahn-Bau im Westberliner Hansaviertel. H ier: der Bahnhof Hansaplate 

kurz vor seiner Fertigstellung.


